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Expedition : Karl -Friedrichs - Ztrahe Nr . 14 , woselbst auch die Anzeigen in Empfang genommen werden . 18 « « .

Telegramme.
Aus zwei gestern ( 16. d.) Vormittag und Nachmittag au - gegebme »

Extrablättern wiederholt .

Frankfurt , 15. Juni , Nachts. Gleichmäßige preu¬
ßische Sommationen sind t« Dresse « , Hannover
und Kassel auf Abrüstung und Anschluß an preußische
BundeSresorm - Vorjchläge übergeben warben . Wenige Stun¬
den Bedenkzeit , nnd im Weigerungsfall Androhung von
Kriegserklärung und Einmarsch .

Frankfurt , 16. Juni , Vormittags 10 Uhr. Gegen
Sachsen ist heute Nacht von Preußen Kriegserklä¬
rung und Einmarsch erfolgt .

Gerüchtweise heißt es , daß die Preußen auch von Holstein
aus in Hannover eingerüül seien .

/ X, Frankfurt , 16 . Juni , Nachmittags 3 */r Uhr. Bun -
desiags - Sitzung . Sächsischer Antrag auf BundeS-
hilse wurde mit 10 Stimmen angenommen . (Majorität
der letzten Abstimmung und Baden.)

Gießen ist von den Preußen besetzt worden ; diese sind
auch bei Harburg über die Elbe gegangen . Der König
von Sachsen und Hr, v. Beust sind in Prag . Die Bayern
sollen auf dem Marsch nach Koburg sein .

Es wurde beschlossen, mehr Truppen nach Frankfurt
zu ziehen .

-
s- Frankfurt , 16 . Juni , Nachm . */» 4 Uhr. Außer¬

ordentliche Bundestags - Sitzung . Der Antrag
Sachsens auf Bundeshilfe , zunächst durch Oesterreich
und Bayern , wurde angenommen . Oesterreich erklärt,
der Kaiser werde mit aller Macht der gegen Bundesgenossen
verübten Gewalt entgegentreten und erwarte gleiches Ein¬
stehen für die gemeinsame Sache von allen bundestreuen
Regierungen.

Frankfurt , 16. Juni . Preußische Infanterie und
Husaren sind (wohl von Wetzlar kommend) inGießen ein-
getroffen . Die Infanterie fuhr in Exlrazügeu , und die Hu¬
saren rnarschirten nach Marburg. In Gießen verbleibende
Truppenabtheilungen besetzten den Bahnhof und bemächtigten
sich der Telegraphenleitung.

si Hannover , 16 . Juni , Nachmittags . Die Stände -
versammlung wurde wegen der politischen Lage auf unbe¬
stimmte Zeit vertagt, v. Bennigsen nahm seinen Urantrag
nach einer scharfen Krilik des Verfahrens der Regierung zu¬
rück .

-s Kassel, 16. Juni . Der Kurfürst hat dem preußi¬
schen Ultimatum dis jetzt nicht zugestimmt ; er bereitet die
Abreise nach Süden vor . Die Silber- und anderen Werth¬
sachen werden sortgeschaffl. Der preußische Gesandte reist
heute ab . Der Thronfolger Prinz Friedrich ist hier ein¬
getroffen ; er hat laut Extrablatt der „Kassel . Ztg .

" sein
Einverständniß mit den Regierungsmaßnahmen ausgespro¬
chen . Das kurhessische Militär hat Marschbereitschafts-
Befehl .

Wie «, 15 . Juni. (N. Fr. Ztg.) Die Kronprin¬
zessin von Sachsen ist hier eingetroffen , ebenso die säch¬
sischen Pretiosen. Der Kaiser hält morgen Inspektion in
Olmütz. Wablenz und Karolyi sind angekommen .

Wie « , 16 . Juni . (W . T . -B.) Die „N. Fr. Presse"
schreibt: Der Prinz Karl von Bayern ist als Oberbe¬
fehlshaber für das Bundesheer desigmrt . — Fürst Gvr -
tschakoff soll eine Depesche angekündigt haben , worin
Rußland zu verstehen gebe , daß jede Verletzung cer strengsten
Neutralität Heuens -Frankreichs auch die russische Regie¬
rung bestimmen würde , aus ihrer Zurückhaltung herauszu-
treten.

Badischer Landtag.
-s Karlsruhe , 16 . Juni . 20. öffentliche Sitzung der

Ersten Kammer .
Unter dem Vorsitz des durchi. Präsidenten, Sr . Großh.

Hoheit des Prinzen Wilhelm von Laven.
Auf der Regierungsbank: Ministerialrath vr . Jolly ,

Ministerialrath Schmidt .
Von Seiten des Präsidiums ergeht die Mittheilung , daß

die HH . Geh . Rath v . Mohl und Oberst Keller Gejchäste
halber, Frhr. v . Göler auf voraussichtlich länger« Zeit wegen
Erkrankung sich entschuldigen.

Ministerialrath Jolly legt im Namen des Hrn. Präsi¬
denten des Ministeriums des Innern , an dessen Stelle er heute
die Regierung vertritt, die WahlaktenBetreffs der letztlich vor¬
genommenen Wahl eines grundherrlichenVertreters anstatt
des Frhrn. v. Schauenburg , der bekanntlich abtehnte , auf
den Tisch des Hauses nieder.

Von Seiten des Präsidiums werden der Geschäftsord¬
nung gemäß die sechs ältesten Mitglieder des Hauses veranlaßt ,
sich zur sofortigen Prüfung der Neuwahl zurückzuziehen . Kchch
deren Wiedereintritterstattet Geh . Rath B tunt s ch li Bericht
über die auf den Frhrn. v . Fatkenstein gefallene Wahl , welche
nach dem Vorschlag der Kommission anerkannt wird, worauf

die neueingetretenen Mitglieder Frhr. v. Gemmingrn , Graf
v . Helmstatt und Frhr. v . Fallenstein beeidigt werden .

Die Tagesordnung führt hierauf zur Bcrathung des von
Hvfrach vr . Schmidt erstatteten Kommissionsberichts über
den Gesetzentwurf , das Vereins- und Versammlungsrecht be¬
treffend.

Von Setten der Kommission sind NM»zwei Abänderungen
an der vom andern Hause angenommenen Fassung beantragt .
Rach ihrem Vorschlag soll in dem (von dem Recht der Regie¬
rung, Vereine aufzulösen , handelnden ) §. 4 gesagt werden :
„Vereine , welche die Rechtsordnungoder das öffentliche Wohl
gefährden u. s . w." , und soll der zweite Absatz von §. 9 (die
vorgängigeAnzeige abzuhaltender Volksversammlungenbetr.)
folgendermaßen gefaßt werden : „Die Anzeige , über welche
sofort Bescheinigung zu ertheilen ist , muß wenigstens 48
Stunden vor Beginn der Versammlung gemacht werden ."

Der Berichterstatter Hofrath Dr . Schmidt bemerkt , die
Kommission sei der Ansicht gewesen , daß es nicht an der Zeit
sei, weitläufige Detailberathungen zu halten, selbst über ein
Vereins- und Bersammlungsgesetz . Stehe doch demnächst
eine große deutsche Volksversammlung in Waffen bevor ! Es
seien daher nur da Abänderungenbeantragt , wo ein wesent
lichesInteresse vorliege Dieses wesentllcheJnteresse sei bei dem
vorliegenden Gesetz die Stärkung der Regierungsgewalt.Das Recht der Vereinigung und Versammlung sei in der
Natur des Menschen begründet . Aber auch diese Freiheit sei
des Mißbrauches fähig , und der Staat , und zwar am aller¬
meisten der freie Staat, müsse im Stande sein, diesen Miß¬
brauch zu verhindern . Die Regierung dürfe darin nicht be¬
hindert sein durch ängstliche Paragraphen . Allerdings sei
auch ihrerseits ein Mißbrauch ihrer Befugnisse in dieser Hin¬
sicht möglich ; solche Möglichkeit aber beruhe nun einmal in
der Natur der menschlichen Verhältnisse . Wer regiere , müsse
freie Hand haben. Freiheit solle bestehen , aber daneben eine
starke Regierung. Diese sei allerdings durch das Voll zu
kontroliren ; dazu seien die Kammern im Land und dazu diene
das Gesetz über die Verantwortlichkeit der Minister .

Die allgemeine Diskussion wird geschloffen und zur Bera-
thung der einzelnen Paragraphen übergegangen . Die drei
erste;; Artikel werden ohne Berathung angenommen ; dagegen
gibt Art. 4, wozu die Kommission die oben genannte Abände¬
rung vorgeschlagen, zu eiuer langem Diskussion Anlaß.

Regierungskommissär Ministerialrath Jolly stellt es dem
Hause zur Erwägung anheim , ob es nicht zur Fassung der
Zweiten Kammer zurückkehren wolle. Sachlich sei der Unter¬
schied nicht sehr erheblich. Auch der Regiernngsentwurs habe
den Ausdruck „öffentliches Wohl" enthalten; die Regierung
habe denselben aber aus Wunsch der Zweiten Kammer fallen
taffen . Die Kommission der Ersten Kammer habe nun zwar
seine Wiederherstellung beantragt; er schlage jedoch Na¬
mens der Regierung vor , hievon Abstand zu nehmen . Die
in der Fassung des cuttern Hauses substituirten Worte
(Sicherheit des Staates , Rechtsordnung und Sittlichkeit) !
drückten dasselbe aus , und man sei dort der Ansicht gewesen,
daß die vagere Bezeichnung „ öffentliches Wohl" zu Mißbräu¬
chen von obenher Anlaß geben könnte. Er wünsche im In¬
teresse rascherer Erledigung des Gesetzes die Annahme der
Fassung der Zweiten Kammer .

Artaria wünscht, daß ans alle Fälle auch die Gefähr¬
dung der Sittlichkeit durch Vereine ausdrücklich in dem Ge¬
setze vorgesehen sei . Er erinnert an gewisse Verenw , die be¬
sonders in den dreißiger Jahren stark im Schwange gewesen,
Verein«, die in religiöser Ekstase zusammengekommen , in wel¬
chen jedoch Dinge vorgegangen seien , die weder der Religion
noch der Sittlichkeit zu Statten gekommen. Er würde deß-
salls einen Antrag stellen, falls derselbe Unterstützung fände.

Oberhofgerichtscttvokat Bertheau ist nicht einverstanden
mit der Ansicht des Regierungskommisiärs. Sobald der Ent¬
wurf der Zweiten Kammer adspürt werde, sei ausgesprochen ,
daß die Regierung nicht die Befugniß haben solle , eine«
Verein dcßhalb , weil das öffentliche Wohl durch ihn gefährdet
sei , aufzutöje «. Diese Befugniß aber müsse eine Regierung
haben. Die bloße Besorgniß , daß die Regierung von ihrem
Rechte Mißbrauch machen könne, sei kein zureichender Grund,
ihr dies Recht zu entziehen. Er weist auf Handels- rc. Ge¬
sellschaften hin, die ohne Genehmigung Seitens der Regierung
nach dem Gesetz nicht gegründet werde« dürfen , just deßhalb ,
weil sie möglicher Weise das öffentliche Wohl benachtheiligen
können.

Geh . Rath Bluntschli unterstützt unter lebhafter Aner¬
kennung dcs Berichtes die Anträge der Kommission . Er
würde nie zu einem Vereinsgesetz die Hand biete«, das de« zu
§. 4 vorgeschlagencn Passus nicht enthielt . Lieder würde er
gegen das ganze Gesetz stimmen . Wir litten in Deutschland
politisch sehr stark an Juristerei . Es könnten Vereine be¬
stehen, durch die das Bestehen des Staates, die Sicherheit des
Eizenthums , die Ehr bedroht werde — und es gebe wirklich
solche — «nd doch würde man es in vielen Fällen juristisch
nicht plausibel mache « können , daß dieselben — die ihre Ten¬
denzen natürlich nur verhüllt proklamirten— kraft des for¬
mellen Rechts nicht fortdestehen dürfen. Juristisch streiten
lasse sich eben über Alles. Das öffentliche Wohl sei die
leitende Idee des Staates. Ein so großes Staatsprinzip

dürfe man nicht verläugnen , aber eine Verläugnung dessel¬ben würde es sein , wenn in diesem Augenblick in einem sol¬
chen Gesetz die Erwähnung des öffentlichen Staatswohls
unterlassen würde .

Regierungskommissär Jolly ist in der eigenthümlichen
Lage, Namens der Regierung sich dagegen zu wehren , daß ihr
nicht zu weit gehende Rechte cingeräumt werden. Es bestehe
übrigens nur eine Verschiedenheit der Fassung , nicht des
Prinzips. Der Entwurf der Zweiten Kaütnicr habe an die
Stelle des von der Kommission wieder aufgenommenen Aus¬
drucks „die Sicherheit des Staats " die Rechtsordnung und die
Sittlichkeit gesetzt. Mit diesen drei Worten sei dasselbe ge¬
sagt , was mit der Bezeichnung „öffentliches Wohl" auSge -
drückt werde , die durch sie nur etwas genauer definirt fei .
Diese drei Gründe der Auflösung eines Vereins seien zusam¬
mengenommen mit dem „ öffentlichen Wohl" identisch.

Hofrath vr . Schmidt befürwortet nochmals eindringlich
den Vorschlag der Kommission . Er weist darauf hin, wie
bedenklich es sein könne, wenn die Regierung in einem gege¬benen Fall im Zweifel sei, ob sie einzuschreiten habe oder nicht .
Hier sei die weiteste Fassung die beste . Wohl könne es ängst¬
liche Gemüther geben auch in einer Regierung, die es vorzö¬
gen, an strikte Paragraphen gebunden zu sein, um in zweifel¬
haften Fällen ihre Verantwortlichkeit zu mindern . Wer aber
an der Spitze stehe, solle und müsse Verantwortlichkeit habenund sic tragen. Man solle die Regierung nicht in die Lage
versetzen, nicht ganz klar mit dem Gesetz in Einklang zu stehen.Der Ausdruck „öffentliches Wohl" sei der allein richtige .
Deßhalb weil Mißbrauch einer Befugniß möglich, dürfe doch
deren rechter Gebrauch nicht erschwert werden. Die Verzö¬
gerung der Publikation ist ihm kein Grund, die Fassung der
Zweiten Kammer zu adoptiren . Das Preßgesetz könne Nun
ja doch noch nicht fertig werden und so könne das Vereinöge -
setz auch noch warten. Die Hauptsache sei ja doch, in wel¬
chem Geist regiert werde ; wir hätten zur Zeit «in sehr stren¬
ges Preßgesetz und doch tatsächlich den äußersten Grad der
Preßfreiheit . Dahetz sei kein Grund vorhanden, die Publi¬kation der Gesetzt zu beschleunigen.

Oberhofgerichtsadvokat Bertheau : I « Zeiten , wo die po¬
litischen Leidenschaften besonders aufgeregt , sei es auch beson¬ders nöthig, dir Negierungsgewaltzu starke». Trotzdem, daß
die Regierung mit der Fassung der II . Kammer einverstanden
sei, würde er dem Gesetz nur mit der vo« der Kommission
vorgeschlagenen Abänderung seine Zustimmung geben.Art. 4 wird in der von der Kommission beantragten Fas¬
sung angenommen. Die Annahme der übrigen Artikel mit
der zu § 9 vorgeschlagenen Abänderungerfolgt ohne Diskus¬
sion, worauf bei namentlicher Abstimmung das ganze Gesetz
zu einstimmiger Annahme gelangt .

Die Tagesordnung führt nunmehr zur Berathung einiger
von Artaria erstatteten Berichte der Zollkommission . Die¬
selben betreffen :

1) Den Gesetzentwurf über die Herabsetzung der Taraver¬
gütung für Rohzucker und Farin . Der KommissionSantrag
geht auf Genehmigung und wird ohne Berathung angenom¬men.

2) Die provisorischen Gesetze
I) vom 27 . Mai 1865, einige Abänderungen des unter

dem 3. Mai 1865 verkündeten Vereins-Zolltarifs
betreffend (Reg .-Bl. Nr. XXIV, Seite 269) ;II) vom 15 . Juni 1865, den Einschluß der Kreuzlinger
Vorstadt nebst dem Paradiese zu Konstanz in de«
Zollverdand betreffend (Reg . - Bl. Nr. XXIX , S .319) ;

III . vom 22 . Sept. 1865, Abänderungen des Zollgesetzes
hinsichtlich der Bestimmungen wegen der Erhebung
von Staats - und Kommunalabgaben von verzollten
Gegenständen betreffend (Reg ..-,Bl . Nr. XI-VII,S . 607) .

Die Kommissionsanträgegehen sämmtkich auf nachträgliche
Zustimmung .

Der Berichterstatter richtet die Bitte an die Regierung,
künftig den Text der provisorischen Gesetze in die Hände der
Mitglieder gelangen zu lassen, da nicht jedem derselben das
Regierungsblatt zu Händen sei.

Regierungskommissär Finanzministerialrath Schmitt
sagst im Namen der Regierung bereitwilliges Eingehen auf
diesen Wunsch zu, wofern solches überhaupt Sache der Regie¬
rung und nicht etwa des Bureau 's der Kammer sei.

Die Annahme der Kommisfionsanträge erfolgt ohne weitere
Erörterung.

3) Den zwischen dem Zollverein und der FreienHansestadt
Bremen wegen Beförderung der gegenseitigen Verkehrsver -
hältnisfe abgeschloffenen Vertrag vom 14. Dez. 1665.Der Antrag auf nachträgliche Zustimmung wird an¬
genommen.

Nach der Tagesordnung find hierauf noch Petitionsderichte
zu erledigen . Geh . Rath Bluntschli beantragt Aussetzung
solcher minder wichtigen Gegenstände und dagegen schleunige
Erledigung d . s Kredilbegchrens der Regierung behufs der
Mobilmachung des großh . Armeekorps.

Nachdem hierauf an die Stelle eines fehlenden Mitgliedes
der Budgetkommission Frhr. v. Gemmtngen und in die



Kommission für den Gesetzentwurf , die Einberufung der
Exkapitulanten betreffend, die HH. Oberst v . Böcklin , Graf
v. Helmstatt und Adv. Berthe au gewählt worden , wird
eine weitere öffentliche Sitzung anstatt, wie zuerst beabsichtigt
war , auf halb 12, nach , inzwischen kundgewordenem Wunsch
des Hrn . Ministers des Innern auf 5 Uhr Nachmittags an¬
beraumt.

-j- Karlsruhe , 16 . Juni . 21 . öffentliche Sitzung der
ErstenKammer . ( Nachmittags-Sitzung.)

Unter dem Vorsitz des durchl . Präsidenten , Sr . Großh.
Hoheit des Prinzen Wilhelm .

Auf der Regierungsbank die HH . Präsidenten des Staats¬
ministeriums, Staatsminister vr . Stabel , des Ministekiums
des Auswärtigen , Staatsminister v . Edelsheim , des
Kricgsministeriums, Generalleutnant Ludwig , des Innern ,
Staatsrath vr . Lamcy , und die HH . Geh . Kriegsrath
v . Fr oben und Oberst G ötz.

Tagesordnung : Berathung des Gesetzentwurfs über
die Bewilligung eines außerordentllchen Kredits in der
Summe von3,813,200fl. , zum Zweck der Mobilmachungdes
Hroßh . Armeekorps , und des Gesetzentwurfs , die Einberufung
der Erkapitulanten betreffend .

In Abwesenheit des Vorstandes der Budgetkommission ,
Geh . Hofrath vr . Bluntschli, erstattet Hr. Fabrikant Den -
nig kurzen mündlichen Bericht über den erstgenannten Ge¬
setzentwurf .

Staatsrath vr . Lamey : Die großh . Regierung nserde
schon am nächsten Montag beiden hohen Häusern Vorlage
über die Finanzlage machen.

Das Gesetz wird ohne Diskussion einstimmig angenommen .
Ueber den zweiten Gesetzentwurf wird der Bericht von dem

Hrn. Oberst v. Böcklin erstattet: Schon der Bericht der
Zweiten Kammer habe hervorgehvben , daß das Gesetz eine
gewisse Härte in sich schließe , aber durch ein Gebot der Noth-
wendigkeit bedingt sei. Durch wiederholte Zusage der Re¬
gierung sei festgestellt, daß man suchen werde, das Gesetz da¬
durch möglichst wenig drückend zu machen , daß die ver-
heiratheten Exkapitulantcn und solche , welche zu Hause un¬
entbehrlich leien , nicht eingerufen würden. Der Bericht
beruft sich in allem Uebrigen auf den Bericht der Zweiten
Kammer und beantragt : Annahme des Entwurfs nach den
Beschlüssen der Zweiten Kammer und Berathung in abge¬
kürzter Form .

Das hohe HauS erhebt beide Anträge zum Beschluß , ohne
in die Diskussion einzugehen.

Damit wird die Sitzung geschloffen .
-j-st Karlsruhe , 16 . Juni . 54 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer , unter dem Vorsitz des Präsidenten
Hildebrandt .

Von Regierungskommissären sind anwesend : der Hr . Prä¬
sident des großh . Kriegsministeriums, Generalleutnant Lud¬
wig , der Hr . Präsident des Ministeriums des Innern ,
Staatsrath vr . Lamey , und Oberst Götz .

Tagesordnung : Berathung des von dem Abg . Eckhard
erstatteten Berichts über den Gesetzentwurf , die Einberufung
der Exkapitulantcn betreffend .

Das Sekretariat zeigt den Einlauf zweier Eisenbahn¬
bau-Petitionen an.

Der Abg . Eckhard erstattet hierauf mündlichen Bericht.
(Wir werden denselben im Abdruck mitlheilen .) Er hebt
namentlich hervor, daß nach Versicherung der Regierung die
Einberufung mit möglichster Berücksichtigung der Verhältnisse
geschehen solle, so daß z . B. verheirathete oder solche Exkapi¬
tulanten , deren Familienverhältnissees gebieten , nicht einbe¬
rufen werden .

Den Anträgen der Kommission gemäß soll das Gesetz
lauten :

Art. 1 . Das Kriegsministerium ist ermächtigt , die am
1. März 1 . April d. J . beziehungsweise entlassene Mannschaft,
gleichviel ob die Betreffenden aus eigener Verpflichtung oder
als Einsteher gedient haben , insoweit dies zur Herstellung
des in der Bundes-Kriegsverfasfungvorgeschriebenen komplet¬
ten Standes an ausgebildeten Truppen erforderlich ist , auf
die Dauer von 6 Monaten wieder in Dienst einzu¬
berufen .

Art . 2. Die einberufenen Exkapitulanten (Art . 1) sind
berechtigt , für Soldaten , welche noch nicht ausgebildet sind,
einzustehen. Bereits abgeschlossene Einstandsverträge dersel¬
ben werden aufrecht erhalten.

Art. 3. Die einberufenen Exkapitulanten werden ent¬
lassen , sobald die Mannschaft der Zugangsklaffe 1866 ihre
geeignete Ausbildung erhalten hat.

Generalleutnant Ludwig : Der Kommisstonsantrag
könne von der Regierung vollständig angenommen werden .
Eine Bemerkung , welche im Bericht angedeutet ist , erfülle er
sehr gern : Man werde , wenn es nicht durch dringende Ver¬
hältnisse geboten wird, die Einberufung der Exkapitulanten
bei der Infanterie unterlassen; bei der Reiterei und Artillerie
sei das allerdings nicht thunlich . Es sei aber auch hier die
Anordnung getroffen , welche es ermöglichen soll , dm Bedarf
der Exkapitulanten bei Reiterei und Artillerie zu ermäßigen .
Es soll dies dadurch geschehen , daß man Leute, welche jetzt
bei der Infanterie stehen und mit Pferden umzugehen wissen ,
zum Train herbeiziehe. Auf diese und andere Weise werde
man die Härte des Gesetzes möglichst zu lindern suchen .

Abg . Kirsner : Mit schwerem Herzen sei die Regierung
an die Vorlage des Gesetzentwurfs , die Kammer an die Bei¬
stimmung zu demselben getreten . In seiner jetzigen Fassung
sei das Gesetz so milv wie möglich. Er frage an, ob die Ein¬
berufung der Reiterei- Exkapitulanten nicht auch dadurch ver¬
mindert werde, daß bereits gediente Einsteher für die Rekru¬
ten , die am l . Okr . in Dienst zu treten haben , vorhanden seien .

Generalleutnant Ludwig : Die Einstandsverträge wer¬
den bei der Reiterei , welche erst auf den 1. Oktober einbe¬
rufen werde, gewöhnlich erst spät abgeschlossen . Man werde
indessen die Rekruten der Reiterei und Artillerie einberusen ,
sobald die nöthige Pferdezahl vorhanden sei, und dann könne
wohl Das eintreten, was der Hr . Vorredner angedeutet habe.

Für die Annahme des Gesetzes sprechen die Abgg. Sachs ,
Beck , Roßhirt .

Staatsrath vr . Lamey (gegenüber einer Aeußerung des
Abg . Roßhirt) : Er wolle nur bemerken, daß uns unsere Ab¬
stimmung am Bundestag nicht zum Genossen eines Staats
gemacht habe , der glaubte , aus dem Bund austreten zu müs¬
sen ; die Abstimmung geschah lediglich mit Berücksichtigung
des Bundesrechts.

Auch ihm habe es widerstrebt , ein Gesetz , wie das vor-
würfige , zu veranlassen , denn es sei immer mißlich, eine
Urkunde (den Militärabschied ) , welche man erlassen habe, zu
widerrufen. Allein die Verhältnisse seien einmal dazu an-
gethan , daß wir uns über den Rechtsstandpunkt in dieser
Sache hinwegsetzen müssen. Das Konskriptionsgesetz sei in¬
sofern sehr mangelhaft, als es der Regierung nur bis zu dem
Tag die Erlaubniß gebe, die Soldaten über die 6jährige Ka¬
pitulationszeit im Dienst weiter zu behalten , an welchem Tag
die völlig eingeübte neue Mannschaft eintrete. Ein großer
Gewinn liege schon darin , daß das Gesetz erst jetzt erlaffen
werde, denn jetzt erlaubten es die Umstände , mit mehr Scho¬
nung bei der Einberufung zu Werk zu gehen , als wenn die
Einberufung bereits vor zwei Monaten hätte geschehen müs¬
sen , also zu einer Zelt , wo auch die neue Mannschaft bei der
Infanterie noch ganz ungeschult war .

Knies ist gegen das Gesetz und fragt die großh . Regie¬
rung , ob sie geneigt sei , denjenigen Leuten , welche jetzt nach
Ablauf ihrer gesetzlichen Dienstzeit einberufen werden müssen,
durch eine spätere Gesetzvorlage ein Entgelt zuzuwenden .
Wenn er eine befriedigende Antwort erhalte , dann könne er
wohl für das Gesetz stimmen .

Staatsrath vr . Lamey : Wenn wir nicht weiter getrie¬
ben werden und dem Lande größere Opfer auferlegen müs¬
sen , als die jetzt durch das vorliegende Gesetz verlangten, dann
werde man der Exkapitulanten gedenken; andernfalls sei das
Opfer , das diese jetzt bringen müssen , gegenüber dem Opfer
der Gesammtheit , so gering , daß es nicht mehr in Anschlag
kommen könne.

Abg. Schaaff ist ebenfalls für das Gesetz ; Freiwillige
werde man jetzt keine finden , daher fei die Einberufung der
Exkapitulanten nöthig .

Staatsrath vr . Lamey : Im gegenwärtigen Augenblick
werde es allerdings keine Freiwilligen geben . Wenn aber
einst die Gefahr des Vaterlandes rufe , dann werde es gewiß
nicht an Solchen fehlen, welche als Freiwillige dem Vaterland
sich zur Verfügung stellen.

Nachdem noch der Berichterstatter das Wort ergrif¬
fen, wird das Gesetz nach dem Kommifstonsantrag einstimmig
angenommen .
, Schluß der Sitzung.

-j- Karlsruhe , 16. Juni . Die Rede , welche Hr. Staats¬
rath Vogel mann in der gestrigen Sitzung der Zweiten
Kammer gehalten hat, lautet vollständig :

Hochgeehrte Herren ! Einige in diesem hohen Hause bei
der Diskussion über das Eifenbahnbau-Budget geschehene
Aeußerungen , dahin gehend , daß die Finanzverwaltung im
Jahr 1865 mehr Mittel für den Eisenbahnbau hätte auf¬
bringen sollen , wenn auch mit größer« Opfern , veranlassen
mich zu nachstehenden allgemeinen Bemerkungen :

Die Beurtheilung der Thätigkeit der unter Leitung des
Finanzministers stehenden Eisenbahn-Schuldentilgungs-Kasse
bezüglich der Aufbringung von Eisenbahn-Anlehen im Jahr
1865 steht zunächst dem landständischen Ausschuß zu.

Sie erfordert eine genaue Einsicht der Rechnung dieser
Kasse, sowie jene der Amortisationskasse , well diese mit der
elfteren in einer gewissen Verbindung steht. Sie erfordert
ferner eine genaue Prüfung der Akten, um sich die Lage der
Verhandlungen im Jahr 1865 zu vergegenwärtigen und zu
erfahren, warum Dies oder Jenes geschehen ist und Dies oder
Jenes unterlassen wurde.

Ohne diese vorausgegangenePrüfung ist ein richtiges Ur-
theil über die Thätigkeit der Eiscnbahn-Schuldentitgungs-
Kasse nicht möglich , und alle Behauptungen , daß mehr hätte
geschehen können, entbehren jeder Grundlage.

Wollen Sie die ordnungsmäßige Erledigung der angereg¬
ten Frage durch den landständischen Ausschuß nicht abwarten,
so ernennen Sie sogleich eine Kommission zur Vornahme der
bezeichnten Prüfung. Ich habe keinen Grund , eine solche
Erörterung zu verschieben, wohl aber habe ich ein Interesse
daran, daß nicht bloße Behauptungen aufgestellt werben und
daß nicht unter dem Eindruck der gegenwärtigen furchtbaren
Zeit beurlheilt werden will, was im Jahr 1865 hätte ge¬
schehen können und sollen. Ich darf wohl annehmen , daß
Sie, meine Herren, das gleiche Interesse haben.

Gestatten Sie mir eine zweite allgemeine Bemerkung .
Durch ausdrückliches oder stillschweigendes Ueberetnkom-

men zwischen Regierung und den Ständen sind seit einer
Reihe von Jahren folgende Punkte festgestellt worden .

1) Die Eisenbahnanlehens-Obligationen sollen mit Bei¬
hilfe der inländischen Bankiers durch Einzelverkauf abgesetzt
werden .

2) Die der Amortisationskaffe überwiesenen Gelder des
Grundstocks uno der Betriebssonds-Ueberschüffe sollen , so¬
weit sie disponibel sind , der Eisenbahn-Schuldentilgungs-
Kaffe geliehen werden .

3) Die Kassenvorräthesollen möglichst beschränkt , und die
Faustpfand-Darlehen, zu niedrigem Zins möglichst vermieden
werben .

4) Der Kurs der Eisenbahn-Obligationen soll möglichst
hoch gehalten , und darum der Verkauf , wenn nöthig, zeit¬
weise ausgesetzt, und der Fortbau der Bahnen mit den Mit¬
teln der Amortisativnskaffe bewirkt werden .

Zur Bestätigung Dessen erlauben Sie mir einige Stellen
aus den Berichten des landständischen Ausschusses und aus
den Kommisflonsberichten der Zweiten Kammer zu verlesen,
welche Ihnen zugleich ein Bild von der Thätigkeit der Finanz-
Verwaltung in der bezeichneten Richtung geben.

(Redner verliest bie betreffenden Stellen .)
Dem erwähnten, zwischen Regierung und Ständen verein¬

barten Verfahren bezüglich der Aufbringung von Eisenbahn-

Anlehen habenwir es zu verdanken, daß sich der durchschnitt¬
liche Zinsfuß unserer Eisenbahnanlehennur auf 4 Prozent
stellt.

Das Verfahren setzt aber tiefen Frieden und die größte
Uebereinstimmung zwischen der Finanzverwaltung .und der
Bauverwaltung voraus , und dies bringt mich auf eine dritte
allgemeine Bemerkung.

Ein Ministerium hat den Bau und den Betrieb der Eisen¬
bahnen zu leiten , und ein anderes die Anlehen und deren Ver¬
zinsung und Tilgung zu besorgen . Beide Ministerien müssen
Hand m Hand gehen, und der Bau darf nicht rascher fort¬
schreiten, als die Aufbringung der Anlehen , sonst sintzfVer-
legenheiten unvermeidlich .

Treten solche Verlegenheiten ohne außerordentliche Ereig¬
nisse ein, so können sie von dem einen oder andern Theil oder
aber von beidenTheilenverschuldet sein . Es wäreungerecht, io
äudio dem einen Theil im voraus alle Schuld beizumessen.
So groß indessen auch die Schwierigkeiten für das Handels¬
ministerium sind, stets rechtzeitig genauen Voranschlag zu er-
halten , und so schwer es andererseits dem Finanzministerium
fallen mag , das rechte Maß in der Beschaffung der Mittel
einzuhalten, so lassen sich diese Schwierigkeiten , wenn auch mit
großer Mühe und Sorge , in ruhigen Zeiten überwinden.

Die Ausgleichungerfolgt ohne die geringste Störung unse¬
rer Finanzverhältnisse.

Anders bei außergewöhnlichen Ereignissen, insbesondere
bei unvermutheter Kriegsbedrohung.

Wollte man der Finanzverwaltung den ungereimten Vor¬
wurf machen, daß sie im Jahr 1865 nicht gesehen habe, was
das Jahr 1866 bringen wird, so müßte dieser Vorwurf zu¬
gleich an die Adresse des Handelsministeriums gerichtet wer¬
den . Sicherlich wäre dieses Ministerium nicht mit vollen
Bausegeln auf allen Bahnstrecken in die neue Budgetperiode ,
für welche das Budget noch gar nicht genehmigt war, einge¬
fahren, wenn es die geringste Ahnung von Dem hätte haben
können , was in diesem Jahr kommen wird. Was die Finanz -
Verwaltung vorhersehen konnte und was sie auch vorher ge¬
sehen hat, das war das rasche Schwinden der Kassenvorräthe
und die zunehmende Schwierigkeit im Absatz der Eisenbahn-
Obligationen. Sie hat deßhalb am 27 . Oktober 1865 erst¬
mals und dann wiederholt dringende Ansuchen an das Han¬
delsministeriumgerichtet, die Eisenbahnbauten zu beschränken,
insbesondere keine neuen Akkorde abzuschließen.

Wir müssen annehmen , daß diesen wiederholten dringende»
Ansuchen möglichst entsprochen worden ist , wenn auch mit
tiefem Bedauern, wie ja auch die Finanzverwaltung nur un¬
gern ihre Anträge aus Beschränkung gestellt hat. Wäre cs
ihr ( so darf ich wohl folgern ) gelungen , den Rest des 4prozen-
tigen AnlehenS mit 5 Mill . Gulden vor dem Schluß des Jah¬
res 1865 unterzubringen, dann hätte sie ihre Anträge auf
Beschränkung der Bauten nicht gestellt , dann wären diese
5 Millionen , vertheilt auf alle Eisenbahn-Strecken , verbaut
worden , und unsere Finanzlage wäre den jetzigen außerordent¬
lichen Anforderungen gegenüber die gleiche.

Ich wiederhole , daß ich eine strenge Kritik der Finanzver¬
waltung auf den Grund einer vorausgegangenen sorgfältigen
Prüfung aller einschlägigen Verhältnisse mit voller Ruhe er¬
warte.

Die Klagen darüber , daß uns in der jetzigen Lage die
Mittel zum Fortbau der Bahnen fehlen , führen uns um kei¬
nen Schritt weiter . Auch die Erörterung der Frage , wie
einer solchen Verlegenheit für die Zukunft vorgebeugt werden
könne , ob durch vollständige Trennung unseres eigentlichen
Staatshaushalts von dem Eisenbahn-Unternehmen, kann zur
Zeit keine fruchtbare sein.

Zunächst wird es sich nur darum handeln, die Mittel aus¬
zufinden , welche uns sogleich in eine bessere Lage versetzen.

Die Nachtheile , welche mit der Einstellung der Eisenbahn¬
arbeiten verbunden sind , erkenne ich an , ohne mir das vor
einigen Tagen vorgeführteRechnungsexempel eigen zu machen,
daß, wenn mit 3 Mill . Gulden neuem Aufwand die in den
unfertigen Eisenbahn-Strecken todt liegenden 15 Millionen
lebendig gemacht würden, eine Rente von 5 Proz . aus 18
Mill. Gulden erzielt werden könnte. Dies wird vielleicht
in guten Zeiten richtig sein. Jetzt leider werden uns die Re-
venüen unserer besten Eisenbahn-Strecken einen ganz andern
Maßstab für die Rentabilität der noch unvollendeten Strecken
geben.

Für die Fortsetzung der Eisenbahnbauten gibt es aber nur
zwei Mittel : nämlich verzinsliche Vorschüsse an den Staat
von Seiten derjenigen Gemeinden , welche beim Fortbau zu¬
nächst betheiligt sind, und eine größere und allgemeinere Theil-
nahme an dem 5prozentigen Anlehen , insbesondere von allen
Denen , welche den Fortbau für eine Ehrensache des Landes
halten .

-j-st Karlsruhe , 16. Juni . 55. öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Montag den
18. Juni , Vormittags 10 Uhr. 1) Anzeige neuer Eingaben.
2) Berathung der Berichte des Abg. Lenz über ») die Rech-
nungsnachweisungen der Badanstalten-Verwaltung in den
Jahren 1862 und 1863 , und d) den Gesetzentwurf des Bud¬
gets der Badanstalten für die Jahre 1866 und 1667 .

Deutschland.
x Frankfurt , 15. Juni . Als bemerkenSwerth ist auS

der gestrigen Bundestags - Sitzung nachzutragen, daß
dieselbe die Motivirung des österreichischenAntrages auf Mo¬
bilmachung abgelehnt hat . Bayern gab folgende Abstim¬
mung ab , der sich Sachsen , Hannover und andere Regie¬
rungen anschlossen :

Die k. Regierung , welch« noch immer an der Hoffnung der Erhal¬

tung de« Friedens festhält , stimmt den Anträgen , in so weit sie die

Mobilisirung des 7., 8., 9. und 10. Armeekorps betreffen, bei, da sie

im Hinblick auf die fortdauernden Rüstungen Oesterreichs und Preu¬

ßen», deren Differenzen inhaltlich der beiderseitigen Erklärungen vom

1 . l. M . noch immer ungelchlichtet find, die hohe Bundesversammlung
eben so verpflichtet als berechtigt erachtet , in der beantragten Weise
die erforderlichen Vorsichtsmaßregeln zu treffen , um etwaigen Stb »



rungrn de« Nundesfrirden » gegenüber dir ihr obliegenden Berpflich-
tungen zu erfüllen. Dabei vermag stch indrffen die k. Regierung die
Motivirung de » Antrages mit dem erfolgten Bruch der Gasteiner
Konvention nicht anzueignen , da diese Konvention für die k. Regie¬
rung wie für den Bund nicht existirt.

Auf die Erklärung Preußens nach dem Bundesbeschluß ,daß es aus dem Bund ausscheide, sagte das Präsidium
wörtlich :

Der Deutsche Bund ist nach Art . 1 der Bundesakte ein unauflös¬
licher Verein , auf dessen ungeschmälertem Fortbestand das gesammte
Deutschland, sowie jede einzeln« Bundesregierung «in Recht hat , und
«Äch Art . 5 der Wimer Schlußakte kann der Austritt au« diesem
Verein keinem Mitgliede desselben freistehen . Indem Präsidium sich
gegenüber der von dem k. preußischen Gesandten eben erfolgten br»
klaqenSwerthen Erklärung auf den gefaßten kompetenzmäßigen Beschluß
bezieht , Namens der hohen Versammlung auf obige Grundgesetze hin-
weiSt, und die Motive der preußischen Erklärung als rechtlich unzulässig
und faktisch unbegründet erklärt , muß dasselbe in förmlichster und
nachdrücklichster Weise alle Rechte und Zuständigkeiten de- Bundes wah¬
ren , welcher in vollkommen bindender Kraft fvrtbesteht. Präsidium
behält der hohen Bundesversammlung alle weiteren Entschließungen vor
und ladet Hochdieselbe ein , sich diesem feierlichen Protest anzuschließen.

Nachdem die Bundesversammlung dies gethan, äußerte
Präsidium :

Die Verantwortlichkeit für die schwere Verwicklung, welche in Folge
de» Schrittes der preußischen Regierung für Deutschland eintrilt , trifft
diese allein. Die bunde- treuen Regierungen werden ihre Pflichten
gegeneinander und gegen die deutsche Nation zu erfüllen wissen , indem
sie auf dem Boden de« Bundes »echt« fest zusammenstehen.

Die Abstimmung Hannovers lautet :
In Erwägung , daß die gegenwärtig zwischen den höchsten Regie¬

rungen von Oesterreich und Preußen bestehenden Differenzen die innere
Ruhe und Sicherheit de« Bunde« bedrohen und Thätlichkeiten zwiscken
jenen beiden BundeSglicdern besorgen lassen ; daß hiernach die Bun¬
desversammlung auf Grund der Art . 18 und 19 der Wiener Schluß¬
akte vom 15 . Mai 1820 berufen ist , zur Erhaltung der Ruhr und
Sicherheit de» Bunde« die geeigneten Beschlüsse zu fassm , um jeder
Selbsthilfe vorzubeugen ; und daß zur Ausführung solcher etwa zu
fassenden Beschlüsse die schleunigeDisposition über alle bereitzustellenden
Streilkräste für die bei den schwebenden Differenzen nicht belheiligten
Bundesregierungen als nothwendige Vorbedingung für jede erfolgreiche
Vermittlung angesehen werden muß ; — stimmt die königl. Regierung
der Nr . 1 des Antrag « mit der Modifikation bei, daß nur die Mobil¬
machung de« 7., 8., 9. nnd 10. Armeekorps angeordnet werde ; sie
stimmt ferner der Nr . 2, 3 und 5 zu , nicht aber der Nr . 4, welche
sie der gegenwärtigen Sachlage nach nicht angemessen hält .

Stuttgart , 15 . Juni . (Köln . Ztg.) Hr . v . Varn -büler erließ ein Zirkular an die württembergischen Gesand¬ten , worin er die Angriffe des „Württemberg. Staatsanzei¬
gers" auf Preußen bedauert und mißbilligt . Anordnungen
seien getroffen, um die Wiederkehr derselben zu verhindern.

Raffel , 15 . Juni . Dem „Frkf. Journ. " wird telegra-
phirt : Hier wurde ein preußisches Ultimatum über¬
geben, des Inhalts : 1) Kurhessen solle dem preußischen Re¬
formprojekt beitreten , Parlamentöwahlen ausschreiben ; 2) die
Mobilisirung nicht eintreten lassen ; 3) dafür wird Sou-
veränetätsgarantie mit Parlamentsbeschränkungen geleistet.Antwort bis 2 Uhr Nachts . Im Ablehnungsfall
Kriegserklärung an Kurhessen und Regentschastsein -
fetzung des kurh ssischen Thronfolgers.

Aehnlich wird der „N. Franks. Ztg. " gemeldet : Eine preu¬
ßische Sommation fordert sofortiges Eintreten in den
preußischen Sonderbund, Anordnung der Parlamentswahlen ,
Rückgängigmachen der Mobilmachungsordre. Wenn bis heute
Nachmittag 4 Uhr diese Forderungen nicht bewilligt sind,werde Preußen Kurhessen mit Krieg überziehen .

Raffel , 15. Juni , Nachmittags . (W. T.-B .) Die
Ständeversammlung beschloß heute nach dreistündigerDebatte aus den Antrag des Abg . Bischoffhausen bei nament¬
licher Abstimmung mit 35 gegen 14 Stimmen , die Staats¬
regierung unter Bezugnahme auf gestrige Bundestags -
Abstimmung auszufordern , unverzüglich zu der vom ganzenLande gutgeheißenen neutralen Haltung zurückzukehren und
die Truppmmobilifirung nicht auszuführen und hiermit die
Erklärung zu verbinden , daß die Stande die Bewilligung von
Geldern für die Mobilmachung so lange ablehnen würden,als nicht der Zweck derselben dem Lebensinteresse des Landes
völlig entsprechend nachgewiesen werde . Im Fall der Nicht¬
beachtung des gegenwärtigen Verlangens macht die Stände-
verfammlung die Regierung für die daraus entspringenden
schweren Folgen verantwortlich.

Dresden, 15 . Juni, Abends . (W. T.-B.) Nach einem
eben stattgefundenen Ministerconseilwurde der preußische Ge¬
sandte vom König empfangen . Ein preußisches Ulti¬
matum , welches Neutralität , Herabsetzung der Armee auf
den Friedensfuß, und baldige Berufung eines Parlaments be¬
hufs Gründung einer neuen Bundesverfassung verlangt,wurde sicherm Vernehmen nach ablehnend beantwortet.

Hannover, 15. Juni. (Frkf . P .-Ztg.) Wie an Kurhessen
ist ein Ultimatum von Preußen an den König ergangen,worin binnen 12 Stunden 1) Reduktion der Truppen
auf den früher» Stand, 2) Beschickungdes Parlaments, und
zwar unter Garantie der Souveränetät , gefordert wird .

Hannover , 15. Juni, Abends. (W. T .-B.) Der König
hat den preußischen Friedens- und Bündnißvorschlag ab -
gelehnt , und die Grundzüge des engern Bundes , nament¬
lich wegen der Anforderungen in Betreff der Militärorgani¬
sation und der Flottenfrage, verworfen . Die Konzentration
der hannover'schen Truppen findet im Süden statt. Man
hofft auf österreichische Unterstützung . Der Verkehr auf den
Bahnstrecken Harburg - Lüneburg und HohnStorf-Lüneburg
ist auf königl. Befehl aufgehoben .

Hannover . 16 . Juni, Morgens. (W. T.-B.) Der Kö¬
nig und der Kronprinz haben sich verflossene Nacht zur
Kouzentrirung der hannover 'schen Armee begeben.

Haneburg, 15. Juni . In Altona ist der General

Vogel v. Falkenstein eingetroffen , wie eS heißt , zur
Uebernahme deS Oberkommando 's in den Elbherzogthümern,
während Hrn. v. Manteuffel eine bedeutungsvolle ander¬
weitige Misston zugedacht sei.

Hamburg, 15. Juni . (Nürnb . Korr .) Hannover hat die
Elbeufer stark mit Truppen besetzt .

Altoaa , 14. Juni. Der Civiladlatus v . Hoffmann
hat an den Gouverneur v . Manteuffel folgendes Schreiben
gerichtet :

Er». Ercellenz haben den im Auftrag de« Kaiser« von der Stalt -
halterschaft ernannten Mitgliedern der Herzog ! , holsteinischen Landes¬
regierung am 10. Juni angezeigt, daß Hochdieselben sich unter Auf¬
hebung der gedachten Landesregierung veranlaßt gesehen , die Räche
ihrer Aemter zu entheben. Zugleich sind dieselben aufgefordert wor¬
den, die in ihren Händen befindlichen amtlichen Papiere an den mit
der Leitung der Zivilverwaltung in Holstein beauftragten Bäron
v. Schecl -Pleffen in Kiel abzuliefern. Durch Proklamation Ew .
Ercell. von dem nämlichen Tage ist die Uebernahme der obersten Re¬
gierungsgewalt in Holstein zur öffentlichen Kunde gebracht worden.
In Gemäßheit der mir ertheilten Instruktion erhebe ich Namens des
kaiserl. KabinetS und de - seiner Verwaltung anvertraulen Lande«
gegen diese« neuen Gewaltakt Protest und werfe aus Ew . Ercellenz
die Verantwortlichkeit für alle Folgen des Vertragsbruches und der
geübten bundeswidrigen Eigenmacht. Die Mitglieder der Landes¬
regierung habe ich angewiesen, stch der Gewalt zu fügen. Geneh¬
migen rc.

Berlin , 15. Juni / Abends. Der „ Staatsanzeiger"sagt :
Die Regierung wurde durch da» bunde- widrige Verfahren der Mehr¬

zahl ihrer bisherigen deutschen Bundesgenossen zu einem Schritt ge¬
zwungen , durch welchen das bestehende europäische Vertragsrecht wesent¬
lich alterirt wird. Oesterreich hatte am 11. Juni die Mobilisirung
de - außerpreußischen Bundesheeres beantragt wegen angeblicher Ge¬
fährdung seines Besitzstände « in Holstein durch preußische Selbsthilfeunter Berufung auf den Art. 19 der Wien . Schlußakte , welcher nur
den Ausgangspunkt für ein rechtliches Verfahren , nicht aber einen
Anhalt für kriegerische Vorkehrungen des Bundes bilden kann . Eine
Mobilisirung und Aufstellung de« BundcSheereS gegen ein Bundes¬
glied kennen die Bundesoerlräge nicht . Eine solche steht in direktem
Gegensatz zu Art . 2 und Art. 11 Alinea 4 der Bundesakte , welche
als Art . 54 und 63 der Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1815 auch
einen Bestandtheil des europäischen Rechte « bilden. Beide « , das Bun¬
desrecht wie das europäische , mußte hiernach durch den österreichischen
Antrag verletzt werden. Als derselbe trotz de« preußischen Proteste«
am 14. Juni dennoch beschlossen wurde, hat der königl. Bundestags -
Gesandte den dadurch vollzogenen Bundesbruch konstatirt und unter
Wahrung der bisherigen BundeSrecht« Preußens die Bundesversamm¬
lung verlassen . (Folgt der Wortlaut der preußischen Erklärung .)Tie „Nordd . Allg . Ztg.

" bringt von nun an die Nachrich¬ten aus den Elbherzogthümern unter der Rubrik „Preußen"
und die Nachrichten aus den ehemaligen deutschen Bundes¬
staaten unter der Rubrik „Mitteleuropäische Staatengruppe."

Nach der „Nordd. Allg . Ztg . " ist jetzt stündlich die Nach¬richt zu erwarten , daß die Feindseligkeiten in Italien er¬
öffnet worden sind.

Berlin , 15. Juni. (Köln . Ztg.) Der Beschluß , die
Vorlage der Grundzüge für die neue Bundesverfassung
noch in Frankfurt mitzutheilen , soll gefaßt worden sein , alsdie Majorität für den österreichischen Antrag wahrscheinlich
geworden war. Mit der Vorlage sollte die Gründung des
neuen Bundes augenscheinlich eingeleitet werden .

Mecklenburg - Schwerin wird wahrscheinlich „zumSchutze Schleswig-Holsteins " aktiv für Preußen eintreten.Der preußische Botschafter Baron v. Werther und der
Legationssekretär Graf v. Galen sind aus Wien hier einge¬
troffen und sofort vom Grafen Bismarck und später vom
König empfangen worden . Ihre Maj. die Königin , die
sich über Weimar nach Berlin begeben wird , gedenkt hier bis
zur Abreise Sr . Maj. des Königs in das Hauptquartier zuverweilen , und wird sich dann nach Babelsberg begeben .

Berlin , 15. Juni . (Köln . Ztg.) Preußen wird die
Organisation norddeutscher Staaten in Aus¬
führung des gestrigen Bundesbeschlusses tatsächlich in kürze¬
ster Frist verhindern.

-j-j- Wie « , 14. Juni . Die letzte Zusammenkunft deS
bisherigen Zivil ad latus des Stadthalters von Holsteinmit dem General v . Manteuffel (in Itzehoe ) ist dem Ver¬
nehmen nach eine äußerst erregte gewesen. Hr . v. Hoffmann
glaubte sich verpflichtet, dem General gegenüber nochmals vom
rechtlichen Standpunkt aus das Einschreiten gegen die hol¬
steinische Ständeversammlung beleuchten zu müssen . Hr.v. Manteuffel aber bemerkte sofort , daß er in Itzehoe sei,nicyt um sich in Rechtsdeduktionen einzulassen , sondern um
seine höchst gemessenen Befehle auszuführen

Wien , 14 . Luni . (A. Z .) Die VersicherungsgesellschaftNuvva Svcicta hat fallirt ; die Kreditanstalt ist detheiligt . —
Die Gerüchte von einem ZwangSanlehen sind unbe¬
gründet.

Innsbruck , 13 . Juni. (A . Z.) Sämmtliche 35 Schü,'-tzenkompagnien des ersten Aufgebots haben den Befehl,
sich marschbereit zu halten , und vom Freitag an wird ihre
Abrückung an die Grenze erfolgen . Der Landsturm istfast überall schon organisirt.

Italien .
Florenz, 15 . Juni . (A. Z ) Kossuth ist angekommenund hatte eine längere Unterredung mit dem König und La-marmora.

Frankreich .
K Harts , 15 . Juni . Man glaubt, daß nun , nach der

Abstimmung des Bundestags, die Feindseligkeiten nichtwerden auf sich warten lassen. Man glaubt hier , daß die erste
Schlacht in Schlesien geschlagen werden wird , und daß gleich¬
zeitig Italien angreisen werde. In der That meldet eine
Depesche aus Florenz , daß vergangene Nacht starke Be¬
wegungen italienischer Truppen gegen den Mincio stattfan¬den. — Der ottomanische Gesandte hat (dem „ Mim. dipl."

zufolge) Weisung erhalten, dem Tullerienkabinet zu notifizi-reu, saß die Türkei entschlossen sei , militärisch in den
Donaufürstenthümern zu intervenire n. Dieser Ent¬
schluß scheint auf die Erklärung Englands zu fußen , daß daS
Recht, zu interveniren, keinem Zweifel unterliege . Ich er¬
fahre , daß die Fürstenthümerkonferenz demnächst zusammen¬treten soll, um von dieser Notifikation der Pforte Akt zu neh¬men . Gleichzeitig wird Rußland erklären , daß es sich als
angrenzender Staat für alle Fälle volle Freiheit des Han¬delns wahre . Eine Erklärung in diesem Sinn soll übrigens
Oesterreich schon in einer vorhergehenden Sitzung abgegeben
haben . — In Berlin soll , wie man in hiesigen offiziellenKreisen wissen will, der Beschluß des Bundestags große Be¬
stürzung erregen — DaS erwartete, wie es scheint, Hr . v. Bis¬
marck nicht. — An der Börse behielt heute , trotz abermali¬
ger Escomptirungen , die Baisse die Oberhand. Rente63 .75 , Cred . Mob. 488.75 , ital. Anl. 38.60 mit 90 C.
Baisse .

* Parts , 15. Juni . Verhandlungen des Gesetzgeb .Körpers vom 14. Juni .
In der Diskussion über das Budget de» Ministerium « des Aus¬

wärtigen ergriff GlaiS - Bizoin zuerst das Wort, um zu erklären,
daß er Angesicht « des Verbotes, über gewisse Punkte der auswärtigen
Politik zu sprechen , auf seine Rede, wie er sie anfänglich entworfen ge¬
habt , verzichten müsse . . Allein — ruft er aus — wie kann eine ehr¬
liche Seele schweigen , wenn sie das abscheuliche Schauspiel wahrnimmt ,das einige schuldbeladene, verbrecherische Minister eben so schuldbelade¬
ner , verbrecherischer Herrscher vor der zivilistrten Welt aufzuführen
stch anschicken .

WalewSki : Ich muß Sie unterbrechen. In dieser Kammer darf
man von fremden Nationen , Regierungen und Herrschern nur in
rücksichtsvollem , anständigem Tone sprechen . So . erheischt es die eigene
Würde der Versammlung . ( Sehr gut !)

GlaiS - Bizoin : Ich erkenne die- an , und ich glaube dem Be¬
nehmen und den Handlungen der Personen , auf welche ich angespielt
habe, noch mehr Rücksicht erzeigt zu haben, als sie verdienen. Ich
sage »mehr Rücksicht " , wenn dieselben , aus Ehrgeiz, entweder um sich
wider alles Recht gewisser Provinzen zu bemächtigen, oder um ein
falsche» koiut -ä'bomwur zu wahren , ihre Völker schon halb zu
Grunde gerichtet haben und befreundete Nationen gleicher Abstam¬
mung und gleicher Sprache gegen einander Hetzen , die nur den Frie¬den wollen , und die seit 60 Jahren alle ihre Kräfte ausbieten, um ,was nur die Liebe zum Fortschritt und zur Zivilisation ihnen zur
Verbesserung ihrer Lage einzugeben vermag, gedeihlich zu fördern.Wenn ich nun denke, daß gewisse Herrscher aus so schnöden Gründen
alle diese so heiligen Interessen gefährden , so viele Menschenleben
opfern wollen : so glaube ich kaum mich zu starker Ausdrücke bedient
zu haben , wenn ich ein solches Treiben schuldbeladen und verbreche¬
risch nenne . ( Gemurmel .)

Abermaliges Einschreiten des Präsidenten , der namentlich den
Redner daran erinnert , nicht aus ein verbotene« Feld der Diskussion
überzugreisen .

Gl . - Bizoin : Ich bin bereit , auf die Rede , welche ich halten
wollte, zu verzichten . Nur zwei Bemerkungen will ich machen . Zuerst
möchte ich feststellen , daß es , um die Angelegenheiten der Welt dem
allgemeinen Umsturz so nahe zu bringen, wahrlich erst nöthig war , die
Eide zu brechen und alle konstitutionellen Prinzipien , sowie diese«
parlamentarisch « Repräsentativsystem bei Seite zu schassen, da« so lange
Jahre hindurch der Welt den Frieden gegeben hat. Man hat die»
Alles bei Seite geschafft. Ich habe nicht nöthig, die Völker aufzuzäh »
len , deren Schicksal heute in den Händen der Willkürherrschaft ruht .

Biele Stimm « : Wer find sie -
Gl . - Bizoin : Oesterreich , Preußen und auch Frankreich. (Hef¬

tiges Murren .)
WalewSki : Wollen Sie Ihre Worte wiederholen ?
Gl . - Bizoin : Ja in Frankreich.
WalewSki : Hr . Gl . - Bizoin , ich rufe Sie zur Ordnung . Es

gibt in Frankreich keine Willkürherrschaft, und wenn Sie die» sagen,
so vergehen Sie sich gleichzeitig gegen den Anstand und die Wahrheit .( Lebhafte Zustimmung .)

Paul Bethmon 1 : Ich verlange auch zur Ordnung gerufen zuwerden, denn ich denke dasselbe, was Hr. Gl . - Bi ;oin gesagt hat .
Gl . - Bizsin : Ich habe einen Theil meiner Aufgabe erfüllt. Ichwollte die Völker, denen man da « Recht genommen hat, ihre Geschicke

zu lenken , von aller Verantwortlichkeit entbinden , und gegen diese
verabscheuung- würdigen Menschenschlächtereien prvtestiren , zu denen
man sich im Namen ihrer Herrscher rüstet .

Garnier Page » ergreift sodann da « Wort , um da- Bombarde¬
ment von Valparaiso in den schärfsten Ausdrücken zu verdammen.Er verlangt , daß die sranz. Regierung für den ihren Staatsange¬
hörigen zugefügten Nachtheil Genuglhuung und Entschädigung ver¬
lange .

StaatSminiger Rouher erklärt, daß die Regierung von dem Bom -
i bardement Valparaiso '« tief ergriffen worden sei . Die Frage sei jedoch

vom kriegsrechtlichen Standpunkt au« noch nicht hinlänglich aufge¬
klärt worden, und eS wäre unbedacht gehandelt, sie in dem Gesetzgeb
Körper zu verhandeln , ehe sich die verschiedenen betheiligten Mächte
über einen bestimmten Gesichtspunkt und über «in bestimmtes Vor .
gehen geeinigt haben. — Der übrige Theil der Sitzung betrifft ein¬
zelne Budgetabtheilungen de« Auswärtigen und de« Innern .

Amerika
Ne « -Bork , 7. Juni , Abends . Der Präsident hat eine

Proklamation gegen die Fenier erlassen . Sweeney und Ro¬berts wurden verhaftet , Waffen und Munition der Fenier mit
Beschlag belegt. Die Fenier haben das Fort Erie geräumt.Das gerichtliche Verhör des Jefferson Davis ist bis Oktober
vertagt. — Am 1 . Juni betrug die öffentliche Schuld 2800Millionen , der Kassenbestand des Staatsschatzes 50 Millio¬nen Dollars.

Nachschrift .
* RarlSrnhe , 16 . Juni. Nach eben eiugetroffeneramt¬

licher Mittheilung gehen bis auf Weiteres keine Züge derMain - Weserbahn von Kassel ab , und können auchin umgekehrter Richtung die Züge nur von Frankfurt bis
Marburg kursiren.

Verantwortlicher Redakteur:
vr . I . Herm. Kroenlein .



Z .r .586. Lichtest Hai . Allen
unfern werthen Verwandten , Wohl¬
tätern und Bekannten machen wir
die traurige Anzeige , daß unsere ge¬
liebte Schwester Alexandrine
Kramer heute Morgen um vier

__ Uhr in dem 52 . Jahre ihres Alters
sanft im Herrn entschlafen ist , vorher wieder¬
holt gestärkt durch den Empfang der hl. Sa¬
kramente . Die Beerdigung findet am näch¬
sten Sonntag, Mittag um 2 Uhr, statt .

Den gütigen Wohlthätern , welche die lang¬
jährigen Leiden der Verblichenen durch so viele
Beweise der Liebe und Theilnahme zu erleich¬
tern bestrebt waren , sagen wir unfern tiefge¬
fühltesten Dank.

Lichtenthal , den 15 . Juni 1866.
Im Namen der trauernden Geschwister :

T. Karl Cramer . Auguste Cramer .
Ludwig Cramer . Wilhelmina Crarner .
Z . i.383 . Karlsruhe .

Bekanntmachung .
Mit Bezugnahme auf die Aufforderung

vom K. b . M . werden nachstehend die Be¬
dingungen bekannt gegeben , unter welchen
der Eintritt der auf Kriegsdauer anzustellen¬
den Derwattungsbeamten zu erfolgen
hat , und wobei bemerkt wird , daß die Anmel¬
dungen binnen 8 Tagen zu erfolgen haben .

Bedingungen .
I ) Den Eintretenden wird ein Gehalt von

800 fl. zugefichrrt , welcher noch ein hal¬
bes Jahr nach der Entlassung forfzu -

bezieden ist , ausgenommen , wenn diese
nachgesucht oder von den Betreffenden
selbst veranlaßt wird .

4 ) Dieselben erhalten bei erfolgender Mo¬
bilmachung ein Ansrüstungsgeld zu¬
gleich als Entschädigung für die erst
malige Equipirung von 200 fl . , sodann
als Feldzulage monatlich 23 fl . nebst
tägliche « zwei Mundportionen , in»
Werth von 44 kr .

3) Bei einer im Felddienst eintretenden
Untauglichkeit erhalten die auf Kriegs¬
dauer Angestellte » Anspruch auf Ruhe¬
gehalt nach Maßgabe der über die Pe » -

fionsruug der niederen Civildiener be¬
stehenden gesetzlichen Bestimmungen ,
wobei speciell das Gesetz vom 28 . August

, 1833 (Reg ^ l . S . 248 ) Anwendung zu
finden hört.

Sollte i» einem besonderen Fall die
hiernach in Aussicht stehende Pension
mit Rücksicht auf die Vermögens -, Er¬
werbs - und Familienverhältnisse , sowie
ans das Maß der Untanglichkeit des z»
Pensionirenden zn gering erscheinen , so
kann eine angemessene Aufbesserung im
Gnadenwege eintreten .

4 ) Während der Dauer der Mobilmachung
oder des Krieges kann der Austritt aus
dem Militärdienst nicht gestattet werden .

3) Den unter vorstehenden Bedingungen
Eingetretenen bleibt — in soweit sie
nicht forthin in der Militärverwaltung
verwendet werden können — der Rück¬
tritt in die Civil - StaatSverwaltung ,
mit thunlichster Berücksichtigung bei
Besetzung vakanter , früher aufgegebe
ner Stellen , Vorbehalten .

Karlsruhe , den IS Juni 1866 .
Großh . Kriegsministerium .

L udl ^ i g ._
-

Z1 .380 . Karlsruhe !

Bekanntmachung
Die Bahnhof -Restauration in Mühlacker

ist durch den freiwilligen Rücktritt des seit¬
herigen Pächters in Erledigung gekommen
und soll ans den 1. September l . I . neu ver -
vergeben werden .

Außer den Restanrationslokalitäte » erhält
der Uebernehmer zugleich eine geräumige
Dienstwohnung im Bahnhöfe .

Die zur Uebrrnahme Lusttragenden wollen
ihre Angebote , nebst Zeugnissen über Leu¬
mund , Vermöge » und geschäftliche Befähi¬
gung längstens bis zum IS . Juli l . I . bei dem
Greßh . Post - nnd Eisenbahnamte Pforzheim
einreichen .

Karlsruhe , den 13 Juni 1866 .
Direktion der großh Verkehrs -Anstalten .

Zimmer .
Sievert .

Z . i .öOÖ. Karlsruhe .

Diensterledigung .
Die Sülle des BuchdaltrrS bei der großh. Saline¬

kaffe Rappenap ist in Erledigung gekommen.
Die Bewerber um diese — mit einem Gehalt ron

jährlich 600 fl . verbundene — Stelle aus der Zahl der
Kameralpraklikanten und Kameralasfistenten haben
ihre deßfallflgen Gesuche innerhalb 8 Tagen
bei UnterzeichneterDirektion einzureichen.

Karlsruhe , den 15. Juni 1866.
Steuer - Direktion.

K ü h l e n t h a l.
Glöckner .

Z .i.534 . Dur lach .

O rgnnisterrstelle.
Die Stelle eines städtischen Organisten . verbunden

mit einem Gehalt von 500 fl. , soll in Bälde wieder
besetzt werden.

Bewerbungen werden 14 Tage lang entgegenge¬
nommen .

Durlach , den 12 . Juni 1866.
Gememderath .

Knaus .
_

S iegrist .

Z . i .571. Karlsruhe .

Für eme auswärtige Herrschaft wird ein erfahrener
und zuverlässiger Diener gesucht . Das Nähere zu er¬

fragen bei Herrn Jfsland zum Erbprinzen .

An die freiwilligen Feuerwehren in Baden.
Z . i .4S2. Karlsruhe . Durch die Lage der politischen Verhältnisse genölhigt , sehm wir uns ver¬

anlaßt , die zweite Landrsversammlung der badischen Feuerwehren , welche bei der ersten Versamm¬

lung in Freidurg für das Jahr 1866 in dem Manat August in Karl ruhe abzuhalten anberaumt wurde , hier¬

durch bis aus Weiteres zu vertagen , wovon Sie gefälligst Vormerkung zu nchmM beließ» .

Wir halten uns überzeugt , daß Sie diese Maßnahme gerechtfertigt finden und solche deßhalb billigen

werden. ,
Der Hauptausschuß des badischen Landes-Fcuertvchr- VercinS.

Der Vorsitzende :
Daeschner in Karlsruhe .

Für dm Seekreis : Oberrhcinkreis : Mittelrheinkreis : Unterrheinkrei« :

Merk in Konstanz . Muser in Offenburg . Kramer in Lahr . Zimmer in Heidelberg.

DeuUe Lebensversilherullgs -Geseüsihast
» « Lübeck .

Errichtet 1828.
Z .i.454 . In Folge Beschlußes der Generalversammlung vom 5. März

d . I . ist mit dem 1 . Juni ein ermäßigter Prämientarifeingeführt. Nach
demselben sind für jede 100 Thlr . Pr . Crt. — ( 175 fl .) , zahlbar beim Tode
oder beim vollendeten 85 . Lebensjahre zu entrichten :

im Alter von jährlich
20Jahl -en . . 1 Thlr. 16 Sgr . 8 Pf . - (2 fl . 43 kr .)
25 „ . . 1 „ 23 „ - „ - (3 fl. 6 kr.)
30 „ . . 2 „ 1 „ - „ (3 fl . 34 kr .)
35 „ . - 2 „ 11 „ 4 „ ^ (4 fl. 9 kr.)
40 „ . . 2 „ 24 / 7 „ ^ (4 fl . 56 kr.)

Die deutsche Lebensversicherungs -Gesellschaft in Lübeck ist hiernach eine
der billigst . » Gesellschaften Deutschlands geworden .

Die Sicherheit der Einzahlungen wird gewährleistet durch das Aktien¬
kapital von Crt.-Mrk . 1,275,000 — (892,500 fl .) und dem gesammelten
Reservefond von ungefähr Crt .-Mrk . 6,100,000 — (4,270,000 fl .)

Am Ende des Jahres 1865 waren versichert über 20,000 Personen mit
mehr als Crt . -Mrk . 4V Millionen .

Für fällig gewordene Versicherungssummen wurden seit dem Jahre 1828
bezahlt reichlich Crt .-Mrk . 11» Millionen .

Statute, Antragsformulare , sowie jede erforderliche Auskunft werden un¬
entgeltlich und bereitwilligst ertheilt von den Unterzeichneten Agenten der Ge¬
sellschaft .

In Karlsruhe von Wilhelm Hofmann , Generalagent,
„ „ „ Wilhelm Kinckh, Kaufmann,
„ Freiburg i. B . von Wich. Schweitzer, Steuerperäquator .

0. Bremen,
v . Newyork ,
v Hermann,

Z.g. 196. Bremen .

Direkte Postdampfschifsfahrt zwischen

eventuell Southampton anlausend:
Capt. Neynaber . 11 . Hansa , Capt . v . Oterendorp .

„ G . Ernst . 1) Amerika , „ C. Meyer .
„ G . Wenke . v . Deutschland, „ H Wessels .

V Union , Capt . H . I . v. Santen .
4. August.

11 . „
25 .

l) . Amerika Sonnabend , 30 Juni ,
v . Hermann „ 7. Juli ,
v . Hansa „ 14 . Juli .
0. Newyork „ 28.

11 . Bremen Sonnabend ,
0 . Amerika „
v. Hermann „

» ,,
Passage -Preise : Bis auf Weiteres : Erste Cajüte 150 Thaler , zweite Cajüte 110 Thaler , Zwischendeck

60 Thaler Courant , incl . Beköstigung. Kinder unter 10 Jahren auf allen Plätzen die Hälfte ; Säug¬

linge 3 Thaler Courant .
Gütersracht : Bis auf Weiteres : 2 Psd . St . 40 s . mit IS "/» Primage pr. 40 CubiksußBremer Maße für alleWaaren .

Nähere Auskunft ertheilen : in Karlsruhe die HH. A. Bielefeld — Franz
Perrin Sohn — I . Stüber , Hauptagent, Vorstand des badischen Auswanderungs¬
vereins ; in Eppingen HH Fleischer SfUlmann ; in Brette » Hr. Jos . Gaum ;
in Ettlingen Hr. A . Streit ; in Heidelberg Hr. PH . Zimmermann und

Hr. Ludwig Zimmer ; in Mannheim Hr . C Herold ; in Kehl HH Walter
Sf Durain und Karl Schwarzmann , Hauptagent ; in Achern und Kehl

Hr . Karl Hund , Hanptagent . I1W Dirootiim ÜS8 UorääeiMeken I -Iosä .
Bremen , 1868. Direktor . I » Prokurant .

Die Maschinenfabrik , Kesselschmiede und KrückenbanwerkMe
von

Gebrüder Decker sk Co . in Cannstatt
liefert

außer Wasserrädern , Turbinen , Tangentialrädern , Dampfmaschinen , Transmissionen ,

Mühl - und Sägmühl -Einrichtungen , Brauerei -Einrichtungen , Pumpwerken , Pressen

u . dergl ., Holzzengmaschinen nach Heinrich Bolter 's Patent ,

alle Arten von Reservoirs , Seisenkeffel , Brau-

pfanven , Borwärmer , Maischbottiche, Weichen , Kühlschiffe , eiserne Kamine,
eiserne Brunaentröge , sowie Blechardcit jeder Art ;

ferner Eiserne Brücken, Drehscheiben , Dächer , Gebälke , Gewächshäuser u . dgl .

Für gute Konstruktion und Ausführung wird garantirt . Schnelle und gute Be¬

dienung wird zugesichert. Z .g.613.

Z. i.578. In unserm Berlage erschien so eben und
ist in allen Buchhandlungen zu haben :

Das

Badische bürgerliche Recht
und der

( Me Mpolevii .
Dargeßellt

mit besonderer Rücksicht auf die Bedürfnisse
der Praxis

von
W . Behaghel ,

drdentl. Professor der Umversirät Freiburg .
Bogen 1/14 xro oourxlsd . Subsrr .-PreiS 4 fl .

Das Werk wird im Herbst vollendet und tritt dann
ein erhöhter Ladenpreis ein.

Ludwig Schmidt ' s Buchhdlg.
in Freidurg i. Br .

Pferdverkauf .
Z . i.565 . Ein gut zugcrittenes , wili -

stär-frommeS Reitpferd ( 12jähng , Tra -
khener -Wallach) , besonders für einen Herrn Infanterie -

Offizier, Arzt oder Kricgsbeamten geeignet , ist zu ver¬
kaufen. Wo ? sagt die Expedition dieses Blattes .

Zü .538 . Offen bürg .

Geschästs-Ew-sehlmg.
Die Unterzeichneten er¬

lauben sich , den geehrten
Kirchen - und Gemeinde-

'
behörden anzuzejgen, daß
sie in hiesiger Stadt ein
Orgelbaugeschäft ge¬

Druck und Verlag der G . Braun ' schen Hofbuchdruckerei ,

gründet haben ; sie empfehlen sich da¬
her im Anfertigen von Kirchenvrgeln
jeder Größe , sowie im Stimmen nnd
Neparireu älterer Werke bestens , uut§r
Zusicherung pünktlicher und reellerBe¬
dienung.

Bloße L5 Geiler .
Zi .689 . Karlsruhe .
PNVlrar -wgre « .

Eine schöne Auswahl silberner Cylinder -
und Ankeruhre » mit Deckel über das
Glas , sehr praktisch bei Ausmärschen
und Manövern , empfiehlt unter Garantie den
Herren Offizieren bestens

Uhrmacher .

Z .i.598 . Karlsruhe .

Iva .
LüZLüiüei' Lräütei liWeur.
Ein vorzüglich erprobter Kräuterliqueur gegen die

verschiedenartigstenStörungen der VerdauungSorgane
ist zu haben in der alleinigen Niederlage bei

Conradin Haägel , großh . Hoflieferant.
Z .i .587 . Karlsruhe .

Gasthaus -
Verkauf .

Ein mit Realschildgerechtig¬
keit versehenesGasthaus » nahe

der Residenzstadt Karlsruhe , nebst Hauegarlen und
allen zur Wirthschafi erforderlichen Gegenständen ist so¬
gleich unter annehmbaren Bedingungen au « freier
Hand zu verkaufen ( Preis unter 15,000 fl .) durch das

Eommissionsbureau
von I . Scharps in Karlsruhe .

Z .H.489 . Karlsruhr .

Fahrnißversteigerung.
AuS dem Nachlaß deS ve >lebten

Kameralasfistenten Alois Tbumb
dahier werden in dessen Wohnung ,
Waldstrahe Nr . 73 dahier , nach -

beschriedene Fahrniß -Gegenstände am
Mittwoch den 20 . Juni d . I . ,

Vormittags 9 Uhr und Nachmittags 2 Uhr
anfangend ,

gegen gleich daare Zahlung öffentlich versteigert; wo¬
zu die Liebhaber cingeladen werden, nämlich :

Bücher , Mannskleider , Bettung , Weißzeug,
Schreinwerk, Küchengeräthe und allerlei Haue -
ralh .

Karlsruhe , den 15. Juni 1866 .
Großh Notar

_ Karl Philipps . _ _
Z i .526 . Bruchsal .

Weinversteigerung .
Unterzeichneter läßt Freitag

den 22 . dieses Monat « , um mit
seinem Weinlager aufzuräumen ,

in seinem Patentkeller im Bundhof , Vormittags
10 Uhr,

20 Ohm Oberländer Rießling , 1865er,
90 , Mußbacher gemischte » , 1863er,
10 „ rothen Burgunder , 1862er,
24 . ganz Hellen Apfelwein

öffentlich versteigern, wo jeden Tag Proben zu Diensten
sieben.

Bruchsal, den 11 . Juni 1866.
Peter Franz ,

_
Alt- Pflugwirth .

Z .i .576 . Karlsruhe .

Bekanntmachung.
Höherem Auitrage zufolge soll die Lieferung von

400 Stück Bahnwarts -Tuchmützen im Toumissions -
wege vergeben werde » .

Angebote auf ganze oder theikwcise Lieferung wer¬
den bis

Dienstag den 19 . d. Mts . » Vormittags 9 Uhr ,
entgegengenommcn.

Muster und Bedingungen können auf dem Bureau
der diesseitigen Stelle cingesehen « erden .

Die Wahl unter den Soumittenten chieibt Vorbe¬
halten .

Karlsruhe , den 15 . Juni 1866.
Verwaltung

der großh. Eisenbadn Hauptwerkstätte und de«
Hauptmagazins .

Der Vorstand : Der Birwattungßbeamte :
DeliSle . Adam .

Z.h .476 . Nr . 5886 . Emmendiugeii . ( Auf -
fordcrnng . 1 Johann Roser von Denzlingen ,
Soldat im Feld-Artttlerieregiment zu Karlsruhe , hat
sich ohne Erlaudmß aus seinem UilaudSort entfernt .
Derselbe wird aufgefordcrt, sich

binnen 4 Wochen
dahier oder bei seinem Kommando zu stellen , ansonst
die Einleitung des gerichtlichen Ltrafverßahren « wegen
Desertion beantragt würde.

Zugleich wird das Vermögen des Johann Roser
mit Beschlag belegt .

Emmendingen , den 15 . Juni 1866.
Großh . bad. Bezirksamt ,

vr . Pfeiffer .
8L -H-477 . Nr . 4167 . Eppingen . ( Auffor¬
derung .) Johann Martin Schneider von Ber-
wangen , Soldat bei dem großh. 2 . FiMerbataillon ,
hat sich unerlaubter Weite aus seinem Urlaubsort
entfernt und wird daher aulgefordert, sich

binnen 14 Tagen
bei dem Kommando de « großh . 2 . FüfilierbataillonS
zu stellen , widrigenfalls die Einleitung des gerichtli¬
chen Strafverfahrens wegen Desertion gegen ihn wird
beantragt werden.

Zugleich wird da« Vermögen der Soldaten Schnei¬
der mit Beschlag belegt.

Eppingen , den 14 . Juni 1366.
Großh . bad. Bezirksamt .

Lang .
. — — . >

I,,UMä WtzM UI
10NNN

(Mit einer Beilage.)
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